
Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)1 
 
Bekanntmachung des Landrates des Landkreises Ludwigslust-Parchim als untere 
Wasserbehörde 
 
     vom 27.09.2023 
 
GbR Löbbers / Berentelg Forstbewirtschaftung, Oberer Markt 7, 49477 Ibbenbüren 
beabsichtigt „Niedrigwasseranreicherung am Gewässer 593672 (LV 529) im Rah-
men des Klimawandels“. Es werden zwei Kleingewässer errichtet, welche jeweils 
einen Anschluss an das Gewässer LV 529 haben. Für den Wasserrückhalt werden 
Überlaufschwellen eingebaut. Damit die ordnungsgemäße Unterhaltung des Gewäs-
sers LV 529 gesichert ist, werden die Überlaufschwellen als Furten hergestellt.  
 
Für die Herstellung von zwei Kleingewässern und den Anschluss an das Gewässer LV 
529 hat die GbR Löbbers / Berentelg Forstbewirtschaftung einen Antrag auf Plange-
nehmigung nach § 68 WHG2 gestellt. 
 
 
Vom Vorhaben betroffen sind die Flurstücke: 
 
Gemarkung    Flur  Flurstücke 

Bandekow bei Lübtheen  4  14, 15,16  

 

 

Die untere Wasserbehörde des Landkreises Ludwigslust-Parchim als Genehmigungs-
behörde hat eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß dem § 7 Absatz 1 Satz 
1 in Verbindung mit Nummer 13.18.2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) durchgeführt. 
Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass von dem Vorhaben keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung ist daher nicht erforderlich. 
Wesentliche Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht nach § 5 Absatz 2 Satz 2 
und 3 UVPG ergeben sich aus der überschlägigen Prüfung gemäß den in Anlage 3 
aufgeführten Kriterien. 
Maßgebend für die Einschätzung war der Standort des Vorhabens hinsichtlich der Nut-
zungs- und Schutzkriterien unter Berücksichtigung des Zusammenwirkens mit ande-
ren Vorhaben in ihrem gemeinsamen Einwirkungsbereich. 
 
Bau- und Bodendenkmale sind im Vorhabenbereich nicht betroffen. 
 
Altlastverdächtige Flächen befinden sich nicht im Vorhabengebiet.  
 
Es befindet sich keine Trinkwasserschutzzone im Vorhabengebiet. 
 

                                                           
1 UVPG: Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), in der z.Z. geltenden Fassung 
2 WHG:  Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in 

der z.Z. geltenden Fassung 



Bodenveränderungen, Schadverdichtung sowie Verunreinigung von Boden und Ge-
wässer sind nicht zu erwarten. 
 
Das Einvernehmen der unteren Naturschutzbehörde wurde durch Darlegung von Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen hergestellt. 
 
Baubedingte negative Auswirkungen auf den Sommerlebensraum der Amphibien und 
auf Bruthabitate von Vögeln werden durch eine Bauzeitenregelung ausgeschlossen. 
 
Durch die Festlegung von Schutz-, Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen in der 
Vorhabenbeschreibung sowie der Einhaltung von Immissionsrichtwerten und rechtli-
cher Sicherheitsvorschriften sind für die Umsetzung der Maßnahme keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen prognostiziert. 
 
Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 des UVPG nicht selbstständig an-
fechtbar.  
 
Die Genehmigungsbehörde wird für das Vorhaben eine Plangenehmigung gemäß         
§ 68 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit § 107 Abs. 1 
Ziffer 2a des Landeswassergesetzes (LWaG)3 erteilen. 
 
 
 
Im Auftrag 
 
 
 
N. Schumann 
 

                                                           
3  LWaG:  Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 30. November 1992 (GVOBl. M-V S. 669), in der z.Z. gel-

tenden Fassung 

 


